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P O S T U L A T  von Beatrix Frey-Eigenmann (FDP, Meilen), Martin Huber (FDP, Neftenbach) 

und Marc Bourgeois (FDP, Zürich) 
 
betreffend Private schaffen Arbeitsplätze 
________________________________________________________________________ 
 
Der Regierungsrat wird eingeladen aufzuzeigen, mit welchen Massnahmen und Anreizen un-
terstützt werden kann, dass natürliche Personen im Privathaushalt Arbeitsplätze schaffen. 
Gefördert werden sollen unbefristete Arbeitsverträge zu fairen Anstellungsbedingungen. 
 
 Beatrix Frey-Eigenmann 
 Martin Huber 
 Marc Bourgeois  
Begründung:   
 
Die negativen wirtschaftlichen Folgen der Corona-Krise zeichnen sich immer deutlicher ab. 
Tausende von Arbeitsplätzen sind in Gefahr. Betroffen sind insbesondere niederschwellige 
Arbeitsplätze, die bereits aufgrund anderer Entwicklungen wie beispielsweise die Digitalisie-
rung unter Druck stehen.  
 
Auf der anderen Seite steigt der Bedarf der Privathaushalte an unterstützenden Arbeiten. Die 
demografischen und gesellschaftlichen Veränderungen und insbesondere die zunehmende 
Erwerbsquote von Frauen führen dazu, dass hauswirtschaftliche und Care-Arbeiten, die frü-
her innerfamiliär erbracht wurden, von Dritten eingekauft werden müssen. Diese Entwicklung 
ist auch im Interesse der Wirtschaft, weil so dem Fachkräftemangel entgegengewirkt bzw. 
das Potenzial an gut qualifizierten inländischen Arbeitskräften besser ausgeschöpft werden 
kann.    
Auch der Staat profitiert, wenn Private Arbeitsplätze schaffen. Private Betreuungsstrukturen 
unterstützen die Strategie ambulant vor stationär und entlasten den Staat unter anderem bei 
der Pflegeversorgung und -finanzierung.      
 
Dieses Arbeitsplatz-Potenzial wird heute nicht ausgeschöpft, weil die bürokratischen Hürden 
und die Kosten für Privathaushalte hoch sind. So sehen sich heute beispielsweise betagte 
Menschen mit einem hohen Betreuungsbedarf gezwungen, sich in eine (insgesamt teurere) 
stationäre Einrichtung zu begeben, weil sie dies aufgrund der geltenden Finanzierungsregeln 
günstiger kommt als wenn sie sich eine private Lösung für Betreuung und Haushalt organi-
sieren. Der Regierungsrat soll aufzeigen, mit welchen Massnahmen und Anreizen er dazu 
beitragen kann, dass Private bereit sind, Verantwortung als Arbeitgebende zu übernehmen. 
Gefördert werden sollen unbefristete Arbeitsverhältnisse (Voll- oder Teilzeit) zu fairen Anstel-
lungsbedingungen. Lohndumping und eine ungebührliche Konkurrenzierung des Gewerbes 
gilt es zu verhindern. 


